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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/4176 — 


Anwendung der Vorschriften über die Sicherungsverwahrung gemäß den Verträgen 
zur Einheit Deutschlands, Sachgebiet C: Strafrecht und Ordnungswidrigkeiten- 
recht, Abschnitt II Artikel 1 a sowie § 315 Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch 
(EGStGB) 


In den Verträgen zur Einheit Deutschlands wurde unter Sachgebiet C: 
Strafrecht und Ordnungswidrigkeitenrecht im Abschnitt II Artikel 1 a 
vereinbart: 

Die Vorschriften des Strafgesetzbuches über die Sicherungsverwahrung 
finden Anwendung, wenn der Täter 

1. die die Verurteilung auslösende Tat an einem Ort begangen hat, an 
dem das Strafgesetzbuch bereits vor dem Wirksamwerden des Bei- 
tritts gegolten hat, oder 

2. seine Lebensgrundlage an dem in Nummer 1 bezeichneten Ort hat. 
Aus dieser Formulierung kann man schheßen, daß die Sichenmgsver- 
wahrung gegen Straftäter in den neuen Bundesländern nur aufgrund 
solcher Straftaten verhängt werden kann, die diese entweder vor 
Inkrafttreten der genannten Verträge auf dem Gebiet der alten Bundes- 
länder oder erst nach dem Inkrafttreten der Verträge begangen haben. 
In der Anwendung dieser auf den ersten Bück scheinbar eindeutigen 
Regelung scheint es jedoch nach Auffassung einiger Gerichte in den 
neuen Bundesländern Auffassungsunterschiede zu geben. 


Vorbemerkung 

Die Bundesregierung geht bei der Beantwortung der Kleinen An- 
frage von folgender Rechtslage aus: 

Gemäß der in Anlage I Kapitel III Sachgebiet C Abschnitt III Nr. 1 
des Einigungsvertrages enthaltenen Maßgabe sind die Vorschrif- 
ten über die Sicherungsverwahrung auf dem Gebiet der neuen 
Bundesländer grundsätzlich nicht anzuwenden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers der Justiz vom 4. Februar 
1993 übermittelt 
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Entsprechend der durch den Einigungsvertrag (Anlage I Kapi- 
tel III Sachgebiet C Abschnitt II Nr. 1 a) eingeführten Regelung 
des Artikels l a EGStGB sind die Vorschriften über die Siche- 
rungsverwahrung jedoch auf Straftaten anzuwenden, die nach 
Wirksamwerden des Beitritts (Artikel 1 Abs. 1 Einigungsvertrag) 
begangen wurden, wenn entweder die auslösende Tat (Anlaßtat) 
an einem Ort begangen wurde, an dem das Strafgesetzbuch der 
Bundesrepublik Deutschland schon vorher galt (Artikel 1 a Nr. 1 
EGStGB), oder wenn der Täter an einem solchen Ort seine 
Lebensgrundlage hat (Artikel 1 a Nr. 2 EGStGB). 

Dies hat zur Folge, daß gegen einen ehemaligen DDR-Bürger, der 
die Anlaßtat auf dem Gebiet der ehemaligen DDR begangen hat, 
die Anordnung der Sicherungsverwahrung nicht möglich ist. 
Demgegenüber kann die Sicherungsverwahrung gegen einen 
Täter verhängt werden, der entweder die Anlaßtat in den alten 
Bundesländern begangen hat oder der seine Lebensgrundlage 
hier hat, gleichgültig, ob er die Anlaßtat in den alten oder in den 
neuen Bundesländern begangen hat. Die in der Vorbemerkung 
der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der 
Gruppe der PDS/Linke Liste geäußerte Auffassung, Sicherungs- 
verwahrung könne gegen Straftäter in den neuen Bundesländern 
generell aufgrund solcher Straftaten verhängt werden, die nach 
Inkrafttreten des Einigungsvertrages begangen wurden, ist damit 
insoweit unzutreffend. 


1. Können bei der Verhängung der Sicherungsverwahrung auch Straf- 
taten herangezogen werden, die vor Inkrafttreten der Verträge zur 
Einheit Deutschlands auf dem Gebiet der ehemaligen DDR von 
einem Bewohner/einer Bewohnerin der ehemaligen DDR begangen 
und abgeurteilt wurden? 


Gegen einen Straftäter kann die Maßregel der Sicherungsverwah- 
rung angeordnet werden, wenn die Voraussetzungen des Artikels 
1 a Nr. 1 oder 2 EGStGB (vgl. hierzu die Erläuterungen in der 
Vorbemerkung) sowie die Voraussetzungen des § 66 StGB gege- 
ben sind. Hierbei können nach Maßgabe des § 66 Abs. 3 Satz 5 
StGB grundsätzlich auch Vorverurteilungen von den Gerichten 
der früheren DDR - erforderlichenfalls nach einer Korrektur nach 
den Grundsätzen des ordre public - zu berücksichtigen sein. 
Gemäß § 66 Abs. 3 Satz 5 StGB ist Voraussetzung, daß die außer- 
halb des räumlichen Geltungsbereiches des StGB (also z. B. in der 
ehemaligen DDR) abgeurteilte Tat nach bundesdeutschem Straf- 
recht eine vorsätzliche Tat wäre. Dies beurteilt sich nach dem 
konkreten Einzelfall. 


2. Wenn ja, können alle auf dem Gebiet der ehemaligen DDR begange- 
nen und abgeurteilten Straftaten zur Verhängung der Sicherungs- 
verwahrung herangezogen werden, also zum Beispiel auch Strafvor- 
schriften wegen „asozialen Verhaltens", die das Strafgesetzbuch der 
Bundesrepublik Deutschland nicht kennt? 


Wie sich aus der Antwort zu Frage 1 ergibt können nicht alle auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR begangenen und abgeurteilten 
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Straftaten als Vortaten zur Verhängung der Sicherungsverwah- 
rung gemäß § 66 StGB herangezogen werden. Soweit die nach 
dem StGB-DDR abgeurteilte Tat nach bundesdeutschem Straf- 
recht keine vorsätzliche Tat (§ 66 Abs. 3 Satz 5 StGB) ist, kann 
diese im Rahmen des § 66 StGB nicht als Vortat herangezogen 
werden. 


3. Können Straftaten, wegen derer ein Bewohner/eine Bewohnerin der 
ehemaligen DDR vor Inkafttreten der Verträge zur Einheit Deutsch- 
lands auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland verurteilt 
wurde, zur Verhängung der Sicherungsverwahrung herangezogen 
werden? 


Soweit im Hinblick auf die Anlaßtat die Voraussetzungen des 
Artikels 1 a EGStGB gegeben sind (vgl. Vorbemerkung), können 
zur Beurteilung der Frage der Verhängung der Sicherungsver- 
wahrung nach § 66 StGB auch Vortaten herangezogen werden, 
die vor dem Beitritt auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land abgeurteilt wurden. 


4. Ist der Bundesministerin der Justiz bekannt, ob es zu unterschied- 
lichen gerichtlichen Auslegungen der Vereinbarungen über die An- 
wendung der Sicherungsverwahrung gemäß den Verträgen zur Ein- 
heit Deutschlands gekommen ist? 

5. Wenn ja, strebt die Bundesministerin der Justiz eine Veränderung 
der Vereinbarungen über die Anwendung der Sicherungsverwah- 
rung im Sinne einer rechtlichen Vereinheitlichung an? 


Dem Bundesministerium der Justiz liegen keine Erkenntnisse 
über unterschiedliche gerichtliche Auslegungen der Verein- 
barungen über die Anwendung der Sicherungsverwahrung 
gemäß den Verträgen zur Einheit Deutschlands vor. 

Unabhängig davon hält die Bundesregierung eine Rechtsverein- 
heitlichung in bezug auf die Maßregel der Sicherungsverwahrung 
für erforderlich. Es ist beabsichtigt, die Vorschriften über die 
Sicherungsverwahrung im Rahmen eines Gesetzentwurfs . . . 
Strafrechtsänderungsgesetz - Innerdeutsche Rechtsangleichung - 
auf die neuen Bundesländer zu erstrecken. 


6. In wie vielen Fällen wurde seit Inkrafttreten der Verträge über die 
Einheit Deutschlands in den neuen Bundesländern die Sicherungs- 
verwahrung verhängt? 


Statistische Angaben hierüber liegen der Bundesregierung nicht 
vor. 
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